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I. 

Das Völkerrecht umschliesst zwei fundamental verschie- 
dene Gruppen von Rechtssätzen: Friedensrecht und Kriegs- 
recht; das erstere beruhend auf der grundsätzlichen Selb- 
ständigkeit und Unverietzlichkeit der Staaten, das letztere 
auf der prinzipiell unbeschränkten Kriegsgewalt der Krieg- 
führenden in deren gegenseitigen Beziehungen. Das Binde- 
glied dieser beiden Rechtsgebiete ist das Neutralitätsrecht, 
welches die Stellung der an einem Kriege nicht beteiligten 
Staaten gegenüber den Kriegführenden regelt. Während im 
Friedens- und Kriegsrecht trotz aller Verschiedenheit der Inter- 
essen die beteiligten Staaten an sich gleiche Ziele verfolgen 
und eine Vereinbarung von gegenseitig anerkannten Rechts- 
sätzen nicht allzu schwierig erscheint, begegnen sich im Neu- 
tralitätsrecht diametral entgegengesetzte Tendenzen : das Inter- 
esse der Neutralen, von dem Kriege so wenig als irgend 
möglich in Mitleidenschaft gezogen zu werden, und dasjenige 
der Kriegführenden, in der Verfolgung des Kriegsziels durch 
Rücksichten auf die Neutralen nicht gehemmt zu sein. 

Je nach dem Kriegsschauplatz gestalten sich indessen die 
Möglichkeiten eines Ausgleichs zwischen diesen antagonisti- 
schen Interessen verschieden. Auf dem Lande, wo über 
jeden Fleck bewohnter Erde irgend ein Staat kraft seiner 
Souveränität selbstherrlich gebietet, scheiden schon in Friedens- 
zeiten die Staatsgrenzen die Wirkungssphären der Staaten 
scharf gegeneinander ab. Wenn nun auf den einen Gebieten 
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Krieg geführt wird, so können die bisherigen Beziehungen 
zwischen den nun im Kriegszustand befindlichen Staaten 
und den neutral gebliebenen zwar erbeblich gestört werden, 
aber eine Kollision der Staatsgewalten selbst entsteht nicht 
Da das Recht der Kriegfahrung jedem unabhängigen Staate 
zukommt, sind die Neutralen gezwungen, die mittelbaren 
Wirkungen der Kriege Dritter zu dulden. Auch der Umstand, 
dass das neutrale Gebiet fOr alle Akte der KriegfUhrnng ge- 
sperrt ist — mag darin auch bisweilen eine erhebliche Be- 
schrflnkung sbategtscher und taktischer Massnahmen liegen 
— ist doch in der Regel dadurch ausgeglichen, dass dieses 
Gebiet, weil beiden Kriegsparteien gleichmflssig verschlossen, 
jeder von ihnen dne sichere Rückendeckung bietet In so- 
weit also, d. h. soweit es sich um die Neutralität eines Staats- 
gebietes im Landkriege handelt, ist ehi Ausgleich der beider- 
seitigen Interessen noch verhältnismässig leicht, und es konnte 
deshalb auch eine allseitig akzeptierte, vertragliche Regelung 
durch die zweite Friedenskonferenz erzielt werden. 

Ganz anders liegen die VerhSltnisse im Seekrieg. Der 
Seekrieg wird in der I lauptsache ausserlialb eines Staats- 
gebietes, auf der hohen See, ausgefochten, da, wo der Neu- 
trale ein gleiches Recht auf ungestörte Ausübung seiner 
Schiffahrt hat, wie der i\riegführende ein solches auf Er- 
greifung aller seinem Kriejrszweck dienenden Massnahmen; 
und zwar ist da ein Aus'j^lcich nicht so leicht möglich durch 
gegenseitige Konzessionen, weil es sich hier um vitale Inter- 
essen der Kriej^führendeii nnd der Neutralen handelt. Die 
ersteren sind gezwungen, auf dem Meere nicht nur die feind- 
lichen Streitkräfte zu bekämpfen, sondern auch die wirtschaft- 
liche Kraft des Gegners durch Unterbindung seines Handels 
zu treffen. Das strategische Objekt des Seekrieges ist der 
Seehandel. Wflrde den Kriegsführenden die Einwirkung auf 
den Handel versagt durch Aufhebung des Prisenrecfats» so 
wflre die Aktionslftbigkeit der Flotten au! die meist geringe 
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Wirkung gegen die Küsten *) und die Sicherung bezw. Be- 
kämpfung der Transporte von Landstreitkräften beschränkt 
Während der Landkrieg notwendigerweise die Behauptung 
des eigenen Gebietes oder die Beherrschung feindhchen 
Landes mit sich bringt, liefert der Seekrieg keinen andern 
unmittelbaren Ertrag als Seebeute und Prisen. Ist demnach 
für die Kriegführenden ein Verzicht auf Unterbindung des 
ihnen schädlichen bezw. dem Gegner Vorschub leistenden 
Handels unmöglich, so liegt im Kriege für den neutralen 
Handel eine grosse Gefahr und empfindliche Schädigung 
darin, dass er nicht nur der Beziehungen zu den Krieg- 
führenden beraubt werden kann, sondern auf allen Meeren 
sich eine Kontrolle über Bestimmungsort und Art der Waren 
seitens der Kriegführenden sollte gefallen lassen. Würde ein 
gewisses Gleichgewicht der Seekräfte bestehen und jeder 
Staat sich sowohl in der Rolle des Neutralen und des Krieg- 
führenden vorstellen, so wäre ein Ausgleich der Interessen 
weniger schwierig. Aber schon im Mittelalter übten über die 
verschiedenen Teile des Mittelmeers und der Nordseee ein- 
zelne Mächte eine Vorherrschaft aus, und seither hat Gross- 
britannien eine fast unbeschrittene Uebermacht auf allen 
Ozeanen besessen und dabei vor allem die Interessen des 
Kriegführenden berücksichtigt. Diese Seemächte haben das 
Seerecht ihren Interessen jeweilen angepasst und die Bildung 
eines allgemein angenommenen, weil allgemein annehmbaren 
Rechts verhindert. Zwar hat Grossbritannien im XIX. Jahr- 
hundert mit Rücksicht auf das Emporkommen anderer Flotten 
und seine steigende Abhängigkeit von überseeischer Lebens- 
mittelzufuhr wichtige Konzessionen gemacht, aber dennoch 
ist die einzig dastehende britische Flotte bis heute ein un- 

0 Durch die von der zweiten Friedenskonferenz vereinbarte Kon- 
vention betr. Bombardierung durch Sccstrcitl^räfte ist die Beschiessung 
unverteidigter Ortschaften im allgemeinen verboten worden. Brandschatz- 
ungen von KUstenstädten sind ausgeschlossen. 



Digitized by Google 



0 206 c 



abersteigUches Hindernis gewesen fflr die AufsteUung aUge> 
mein gOltiger Sfltze aber Kriegfttbrung und Prisenrecht. 

Die Neutralität im Seekrieg bietet aber auch noch nach 
einer andern Seite bin ausserordentliche Schwierigkeiten. 
Während die Neutralität eines Staatsgebietes un Landkriege» 
von wenigen auf den Ausgang eines Krieges nicht entschei- 
dend einwirkenden Ausnahmen (faitemierung, DurchlQhrung 
von Krankentransporten) abgesehen, eine absolute ist, wie 
übrigens auch schon in Friedenszdten Truppenteile' nie 
fremdes Gebiet betreten, so ist in Krieg und Frieden die 
Benutzung fremder Gewässer und Hilfen fOr die Flotten etwas 
ganz allgemeines und fflr die Kriegführung der mdslen 
Staaten schlechthin unumgängliches. Anderseits natflrlich 
kann die Benutzung neutraler Mccrcbldle durch eine Kriegs- 
partei doch nur in eng begrenztem Rahmen zulässig sem, wenn 
die andere Partei gehalten sein soll, die Unverletzlichkeit 
des neutralen Wassergebiets zu respektieren und sich darin 
aller Fenidseligkeiten zu enthalten, in der Frage der Be- 
nutzung neutraler Häfen und Kysttiij^ewässer stehen sich 
diametral entgegengesetzte Interessen gegenüber. Auch hier 
liegt die Schwierigkeit eines Ausgleichs wieder vor allem in 
Grossbritannien, das dank seiner ununterbrochenen Kette 
von Besitzungen der fremden Häfen entraten kann und des- 
halb ein Interesse hat, die territoriale Neutralität im Seekriege 
soviel als möglich derjenigen im Landkriege entsprechend 
zuzuspitzen, denn in dem gleichen Masse sinkt der Aktions- 
radius der übrigen Flotten. Die Konvention, welche die 
Rechte und Pflichten der neutralen Staaten im Seekriege 
regelt, hat deshalb einen ausgesprochenen Kompromiss- 
Charakter und ist auch in dieser Form nicht allgemein und 
t>edingungslos angenommen wordeiL Immerhin ist es dne 
bemerkenswerte und erfreuliche Tatsache, dass sich die 
Machte soweit entgegenkommen konnten. 

Trotz dieser fast unflberwindlicfa erscheinenden Hinder- 
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oisse sind immer und immer wieder Versuche gemacht wor- 
den» das Neutralitatsrecht vertragsmässig zu regeln. In grossem 
Btosstabe geschah dies zuerst durch die Verträge, die auf 
dem Kongress von Utrecht 1713 geschlossen wurden. In 
jenen Friedens- und Handelstraktaten erhielt das Recht der 
neutralen Schiffahrt, insbesüiidcre die Verlrachtuiig feindlicher 
Ware aui neutralen Schiffen, eine vertraghche Sicherung, aber 
allerdings nicht in dem Sinne, dass allgemein gültig^e liberale 
Prinzipien aufgestellt worden wären, sondern nur m der Form 
von ausdrückUchcr Vergünstigung gegenüber dem rücksichts- 
loseren, sonst angewendeten Recht. Eine Art Kollektiv- 
protest gegen die drückende Cieltendmachunjj, des Seerechts 
durch Grossbritann II sind die beiden unter dem Namen 
der bewaffneten Neutralität bekannten Allianzen von 1780 
und 1800. Ihre Prinzipien fanden aber erst ein halbes Jahr- 
hundert später in der Pariser Seerechtsdeklaration von 1856 
allgemeine, insbesondere auch Englands Zustimmung. Aber 
gerade die lakonische Formulierung der Rechtssätze durch 
diese Deklaration lässt sehr verschiedene Interpretationen 
zu und in der Tat steht die englisch-amerikanische Auffassung 
vom Blokaderecht in scharfern Gegensatz zu der kontinentalen. 

Die mitteleuropäischen Knege, insbesondere der deutsch- 
französische und der den translaHanttscben Handel in Mit- 
leidenschaft ziehende Sezessionskrieg in Amerika rollten 
die Fragen des gesamten Neutralitatsrechts neu aut Eine 
Kodifikation liess aber noch lange auf sich warten. Die erste 
Friedenskonferenz Äusserte nur den Wunsch, dass eine spatere 
Konferenz die Rechte und PfUcfaten der Neutralen regeln 
möge; sett>er hat sie nur vereinzelte Fragen des Neutrali- 
tatsrecfals in dem von ihr geschaffenen Landkriegsreglement 
geordnet Inzwisdien sind zwei grosse aberseeische Kriege 
geführt worden, der sfldafrikanische und insbesondere der 
russiscb-fapanische. In letzterem spielte zwar, da China äcb 
in seiner abnormen Situation passiv verhielt, die Neutralit&t 
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in den Landoperationen keine Rolle, eine um so grössere 
daijegen bei den Bewegungen der Flotten. Die zutage 
tretenden klaffenden Gegensätze führten nahe an schwere 
internationale Konflikte heran, so dass die Klärung und ver- 
tragsmässige Festlegung des Xcutraiitäterechts als im dringen- 
den Interesse der Friedenserhaltung gelegen erkannt wurde. 
In dem russischen Zirkular vom 21. März/3. April 1906, 
welches fonnell die Grundlage der IL Friedenskonferenz bildet, 
nehmen die auf den Seekrieg und zwar die Neutralität be- 
züglichen Programmpunkte entschieden die erste Stelle ein. 
Von den vier Kommissionen, in welche sich die Konferenz 
zur Bewältigung ihrer Geschäfte teilte, befassten sich drei 
zum grOssten Teil mit Fragen der Neutralität die zweite 
Kommission mit dem Landkrieg, die dritte mit der territorialen 
Neutralität im Seekrieg und die vierte mit dem nenlralen 
Handel zur See. 

Resultate sind nicht ausgeblieben, wenn auch der ober- 
flächliche Beobachter sie gering einschätzen mag. Gewiss 
sind die schwierigsten Fragen desSeerecbts, das Kontrebande- 
verbot und die nflhere Regelung der Blockade, nach lang- 
wierigen Verhandlungen als einer Vereinbarung zurzeit unzu- 
gänglich erkannt ivorden, das Bestreben aber, hier' eine LOsung 
zu finden, bleibt unverändert und es soll auf Veranlassung 
Grossbritanniens in nächster Zeit zu diesem Zwecke eine 
Konferenz der grossen Seemächte stattfinden. Aber wenn 
auch noch wichtige Fragen der Lösung harren, so sind andere 
Materien des Neutralitätsrechts geregelt worden, die einen 
unter allgemeiner Zustinuiuin^, die andern nach den Inten- 
tionen ciiier starken Mehrheit. Das Recht der neutralen 
Staaten im Landkriege ist in einer allseitig anerkannten Form 
kodifiziert worden, das bisherige unsichere Gewohnheitsrecht 
ist in klares geschriebenes Recht übergeführt worden. Ein 
Versuch, der Neutralität noch einen weitern, neuen Inhalt zu 
geben, nämlich sie auf die in den Gebieten der Kriegführenden 
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weilenden Angehörigen neutraler Staaten auszudehnen, schei- 
terte in der Hauptsache, aber hier handelte es sich nicht um 
die Feststellung ji^eltenden, sondern um die Schaffung völlig 
neuen Rechts. Das Recht der neutralen Staaten im See- 
kriege bildet ebenfalls den Gegenstand einer ausführlichen 
i\onvention, die, ausser von den Vereinigten Staaten, von allen 
Seemächten ersten Ranges angenommen wurde, wenn auch 
von Grossbritannien, Japan und Deutschland nur mit ge- 
wissen Vorbehalten. Eine Regelung des neutralen Seehandels 
war nur in wenigen, zwar nicht unwichtigen, aber immerhin 
sekundären Punkten zu erzielen. Dagegen bedeutet die Kon- 
vention betreffend die Errichtung eines internationalen Prisen- 
gerichts nicht nur eine ausserordentliche Verbesserung der 
Lage der Interessenten, des neutralen Handels, sondern einen 
der grOssten Fortschritte, den das Völkerrecht gemacht hat 
und überhaupt machen kann. Zwar ist es mOglich, ja wahr- 
scheinlich, dass die Ratifikation der Prisengerichtskonvention 
durch Grossbritannien, trotzdem diese Macht gleichzeitig mit 
Deutschland die Initiative zu dieser Reform ergriffen hatte, 
noch grossen Schwierigkeiten begegnen wird. Früher oder 
spater wtfd der Gerichtshof doch in Funktion treten, was 
wesentiich von dem Zustandekommen einer Verständigung 
aber Kontrebande und Blockade bedingt sein wird. 

Die Schweiz, als grundsatzlich neutraler Staat, ist an 
allen Neutralitatsfragen interessiert, soweit es sich nicht um 
die Rechte und Pflichten der neutralen Mächte im Seekriege 
handelt. Die Stellung des neutralen Staats im Landkriege 
ist von der grössten Bedeutung ftlr ein Land in der geo- 
graphischen und polihschen Lage der Schweiz und auch das 
Recht der Angehörigen neuh-aler Staaten in den Gebieten 
der Kriegführenden ist in Anbetracht der grossen Zahl im 
Ausland lebender Schweizer wichtig. Der Schutz des neutralen 
Seehandels ist, trotzdem die Schweiz ein Binnenstaat ist und 
daher keine unmittelbaren Schiffahrtsinteressen hat, von der 

14 
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allerhöchsten Bedeutung für die schweizerische Volkswirtschaft 
Im Seerecht handelt es sieb nicht nur um die Schiffahrt, son- 
dern auch, unabhängig vom Schiffe, um die Waren. Der 
schweizerische Import und Export aber See, abgesehen von 
dem, was zunächst nach andern Lflndem geht und dort 
durch Verzollung nationalisiert wird, betragt |dhrlich zirka 
650,000,000 Franken. Aber auch dvrdi die Transportver- 
sicherungsanstalten ist die Schweiz an allen Fragen des See- 
rechts interessiert Ganz abgesehen von diesen unmittelbaren 
Beziehungen der Schweiz zu den seerecbtlichen Fragen ist 
die schweizerische Volkswirtschaft, die in so hohem Grade 
von dem internationalen Verkehr abhängt, beeinflusst durch 
alle Momente, welche störend oder schlitzend den Welthandel 
in Kriegszeiten beeinflussen. 

Die Losungen, welche die neutraHttttsreditlidien Probleme 
durch die II. Friedenskonferenz gefunden haben, bedeuten 
dttfchweg eine erhebliche Vert>esserung für die Schweiz und 
den schweizerischen Handel. Brachte man anfänglich Schwei- 
zerischerseits, besonders im Jahre 1899, den Bestrebungen, 
das Neutralitätsrccht zu kodifizieren, ein gewisses Misstrauen 
entgegen, so bietet das Ergebnis der Verhandlungen der 
II. Friedenskonferenz nicht nur den Vorteil klaren und all- 
j^cinein anerkannten Rechts gegenüber bestrittenem Gewohn- 
heitsrecht, sondern nach der Konvention von 1907 sind die 
Pflichten der neutralen Staaten auf das Minimum beschränkt 
und erheblich gegenüber dem, was die Eidgenossenschaft bis 
jetzt glaubte jewcilen tun zu mtlssen, herabgesetzt worden. 
Die Verbesserungen, welche das Seekriegsrecht erfahren liat, 
bedeuten einen reinen Gewiiui für den schweizerischen Ueber- 
scehandel, denn die Schweiz ist, nach der Natur der Sache, 
niemals in der Lage, durch ein den Neutralen weniger günstiges 
Secrecht strategische oder wirtschaftspolitische Vorteile zu 
erzielen. 
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Ausser den aügem^nen Nomen des NetUraUtätsrechts. 
welche für die Natur des Neutral itäts Verhältnisses und dessen 
ztitlichen Beginn massgebend sind, zerfallen die neutralitäts- 
rechtlichen Sätze in zwei wesoiisverschiedene Klassen; das 
Recht der territorialen Neutralität und dasjenige der extra- 
territorialen. Die erstere bezieht sich auf die gegenseitigen 
Verhältnisse der neutralen und kriegführenden Staaten als 
solcher, die letztere auf die Beziehungen der Angehörigen 
neutraler Staaten zu den Kriegführenden. Die terntoriaie 
Neutralität ist ein Verhältnis von Staat zu Staat und kon- 
zentriert sich in dem Prinzip, dass das nebiet eines neutmlen 
Staates völlig vom Kriegszustände exiinicrt sein soll, sowohl 
aktiv wie passiv. Dabei streitet in Zweifelsfällen die Ver- 
mutung immer gegen den Kriegführenden und für den Neu- 
tralen, d. h. den letzteren geht der Krieg an sich nichts an, 
es sollen ihm aus den Verhältnissen dritter Staaten nicht 
mehr Pflichten erwachsen als mit Rücksicht auf die Erhaltung 
der NetitraUtfit absolut unumgänglich sind. Was der Krieg- 
fOhrende verlangen kann, ist niemals eine Benutzung neutralen 
Gebiets oder gar eine Leistung seitens des neutralen Staates, 
sein Anspruch beschränkt sich darauf, dass der neutrale Staat 
die beiden wesentlichen Prinzipien, welche die Neutralitat 
ausmachen, beobachte: die Gegenseitigkeit und die Parität 
Die Gegenseitigkeit bedeutet, dass, so wie der Kriegfahrende 
keinerlei kriegerische Operationen auf neutralem Gebiet vor- 
nehmen darf, der Neutrale, bei dem natürlich jede feindliche 
Tätigkeit begrifflich ausgeschlossen ist, auch seinerseits keine 
derartigen Vorgänge dulden soll, sondern zu deren Repression 



Dig'itized b 



0 212 c 



verpflichtet ist Diese Gegenseitigkeit ergibt sich aus der 
notwendigen Rücksicht auf die allfftUig benachteiligte Kriegs- 
partei. Wfirde ein Neutraler mit einer Gebietsverletzung, z. B. 
dem Durchzug von Truppen der einen Kricgspartei, einver- 
standen sein, so wäre, trotz der Rechtsrege] volenti non fit 
injuria, diese Duldung rechtswidrig, denn der andern Kriegs- 
partei gegenüber hat der Neutrale nur Anspruch auf Integrität, 
wenn er diese deren Gegner gegenüber selber wirksam be- 
hauptet. Es wäre zwar denkbar, dass die Neutralität lediglich 
in der Parität, der glcichmässigen Behandlung, also unter 
Umständen der gleichmässigen Begünstigung beider Kriegs- 
parteien bestünde; eine solche Auffassung entspricht aber 
dem heutigen Recht nicht und kann auch nur in beschränktem 
Umfange Anwendung finden, soll das neutrale Gebiet nicht 
schliesslich zum Kriegsschauplatz werden. Während noch im 
XVIII. Jahrhundert der territoriale Ncutralitätsbegriff unsicher 
war und verschiedene Abstufungen von bewaffneter, wohl- 
wollender Neutralität u. a. m. unterschieden wurden, ist die 
Neutralität des heutigen Völkerrechts durchaus einheitlich und 
negativ : das neutrale Gebiet muss ausserhalb der kriegerischen 
Operationen bleiben. Das ist ausdrücklich sowohl in der 
Koir ention beü-effend die Neutralität im L^dkrieg wie in 
derjenigen betreffend den Seekrieg ausgesprochen, für den 
letzteren Fall allerdings in weniger strikter Weise hinsichtlich 
der Pflichten der neutralen Staaten. 

Der zweite Grundsatz, der fflr die territoriale NeutraütSt 
massgebend ist, ist die Parität, d. h. der Neuh-ale hat beide 
Parteien gleich und zwar formell gleich zu behandeln. Da- 
durch können zwar erhebliche materielle Ungleichheiten ent- 
stehen, aber das Interesse an einer einfachen Rechtslage 
überwiegt gegenflber demjenigen an einer objektiv gleichen 
Behandlung der Parteien. Ein von neutraler Seite erlassenes 
Ausfuhrverbot z. B. fflr Lebensmittel, Pferde u. s. w, ist gleich- 
gOltig fflr einen Staat, der diese Objekte sich aus dem eigenen 
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Gebiet oder aus einem andern Staate leicht beschaffen kann, 
bedeutet aber eine empfindliche Schwächung fflr denjenigen, 
der sie wegen eines solchen Verbots über dne von feind- 
lichen Kreuzern bedrohte Seeroute beziehen muss. Noch ein- 
greifender kann die SeekriegsfOhrung fUr die meisten Staaten 
durch eine liberale oder eine rigorose Handhabung der Neu- 
iralitat beeinflusst werden. Ein sicherer Masstab für eine 
materielle Parität liesse sich aber nie gewinnen, das Interesse 
am Frieden verlangt deshalb eine formelle LOsung. 

Die Parität entbehrt eines materiellen Inhalts, sie kann 
ebensowohl in einer völligen Abschliessung des neutralen 
Gebiets und der neutralen Gewflsser bestehen wie in dem 
gleichmflssigen Gewabrenlassen alles dessen, was durch die 
Neutralitatspflicht nicht vert)oten ist Im Landkriege wird das 
letztere die Regel sein, im Seekrieg dagegen ist die Pwds, 
wie der russisch-japanische Krieg gezeigt hat, ausserordentiich 
verschieden. Die Bestimmungen, welche die Konventionen^ 
aufgestellt haben, bilden lediglich die Minima von Pflichten 
der Neutralen gegenüber den Kriegsparteien, nichts Iiiiidcrl 
sie aber die Neutralität zu verschari'en durch Beschränkungen 
und Verbote. Jede derartige Massregel ist aber gegen alle 
Parteien gleich zu handhaben. 

Soweit die territoriale Neutralität im allgemeinen. Das 
Gegenstück zu ihr bildet die extraterritoriale Neutralität, 
welche die Rechtsstellung der in den Gebieten der Krieg- 
führenden wohnenden AngchÖriL^en neutraler Staaten oder 
dort bifiiiLllichen Eigentums neutraler Personen, sowie die 
neutrale Schiffalirt ausserhalb der neutralen Gewässer betrifft. 
Wahrend bei der territorialen Neutralität der Staat, sein Gebiet 
und seine Eigen- und Küstengewässer unmittelbar neutral sind 
und die auf dem neutralen Gebiet befindlichen Personen und 
Sachen, wer immer sie seien bezw. wem immer sie gehören, 
mittelbar an dieser Neutralität teilnehmen und wegen der 
Unverletzlichkeit des neutralen Gebiets von jeder Einwirkung 
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seitens der Kriegführenden befreit sind, handelt es sich bei 

der extraterritorialen Neutralität um ein Recht der Einzelperson, 
welches diese aus ihrer Zugehörii^kcit zu dem neutralen Staat 
als Personenverband ableitet. Wie überall im Völkerrecht, so 
kommt auch hier dem Personalitätsprinzip neben dem Terri- 
türialilatsprinzip nur eine sekundäre Bedeutung zu. Auf dem 
neutralen Gebiet ist kein Raum und keine Veranlassung für 
besondere Rechte neutraler Personen, diese sind in der viel 
umfassenderen Territorialneutralität schon miteingeschlossen, 
nur ausserhalb des neutralen Gebiets kann von einer beson- 
dern, neutralen Personen und Waren eienrnuL.n Neutralitat 
gesprochen werden. Dabei ist zu unterscheiden zwischen 
dem Festland und dem Wassergebiet. Auf letzterem ist schon 
seit dem Mittelalter, d. h. seit die Seeräuberei aufgehört hat, 
die wichtigste Form der Schiffahrt zu sein, ein Unterschied 
zwtsdien neutralen und feindlichen Schiffen bezw. Waren ge* 
macht worden. Lediglich das Mass der auf die Neutralen zu 
nehmenden Rflcksicfaten hat gewechselt und sich allmählich 
veigrOssert Im wesentlichen neu dagegen war der von 
Deutschland ausgehende Versuch, auch auf dem festländischen 
Kriegsgebiet einen Untersdiied zwischen neutralen und ein- 
heimischen Personen und Sachen zu machen. Eine solche 
Unterscheidung ist da weniger notwendig als beim Seebandel, 
, denn das Meer ist allen Staaten gleichmassig offen, während 
auf dem FesOand fll>erall die ausschliessliche Henschafts- 
gewalt eines Staates sich durchsetzt, entweder die Gebiets- 
hoheit der ordentUchen Staatsgewalt oder die Kriegsgewalt 
eine Invasors. Auch ist die nichteinheiroiscbe Bevölkerung 
in den Gebieten der Kri^[fahrenden stets in einem engen 
Zusammenhang mit einer der Kriegsparteien, wahrend die 
neutralen Schiffe, wenigstens ausserhalb des Kflstenwassers 
der Kriegfahrenden, bis zum Beweis des Gegenteils in keinerlei 
Beziehung zu diesen stehen. 

Die exlxaterntoriale Neutraiitätist uumittelbar nur ein Ver- 
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haltnis des Individuums zur Staat-^irewalt; der neutrale Staat 
ist deshalb nicht haftbar für iieutralitätswidrii^e Handiunticn 
seiner Angehörivren, welche diese ausserhalb seines eis^enen 
Gebiets begehen, er ist auch nicht gezwungen, sie durch 
Strafandrohungen von solchen Handlungen abzuhalten. Der 
Neutrale im Gebiet der Kriegsführenden handelt auf eigene 
Gefahr, wenn er die Neutralität verletzt Auch für ihn gilt 
das Prinzip der Gegenseitigkeit. Nur so lange er sich neutral 
verhalt, miiss er von den Kriegsführenden auch als neutral 
behandelt weiden, die Staatsangehörigkeit an sich gibt ihm 
noch kehlen Anspruch auf eine besondere Behandlung. Das 
Prindp der Parttat dagegen findet keine Anwendung 'auf die 
extraterritoriale Neutralität Im Seerecht ist £$ schon , lange 
anerkannt, dass der Handel, der nicht als Kontrebandezufuhr 
oder Blockadebruch verfolgt werden kann, gestattet ist, gleich- 
gftttig ob er in gleicher Weise in Hinsicht auf beide Pärtden 
erfolge. Bei den im Gebiet der KriegfQhrenden nieder- 
gelassenen Angehörigen neutraler Staaten ist die Paritat 
überhaupt nicht wohl möglich, weil diese Personen zu dem 
Aufenthaltsstaat naturgemass in einer näheren Beziehung als 
zu dessen Gegner stehen und nicht wie ein neutraler Staat 
gleicbmässig ausserhalb beider Parteien. 

Von dieser extraterritorialen Neutralitat ist zur Zeit noch 
wenig gcrcL^elt durch Verträge. In den Fragen des Seekriegs 
kam man, abgesehen von der wichtigen Schöpfung des inter- 
nationalen Prisengerichts, in den Hauptpunkten überhaupt 
nicht einmal bis zu Konvefitionsprojekten; es verbleibt also, 
von einzelnen Bestimmungen abgesehen, beim bisherigen 
Zustande. Für den Landkrieg wurde auf Grund eines um- 
fassenden Projekts der deutschen Delegation eine Vorlage 
über die Rechte und Pflichten der neutralen Staatsangehörigen 
im Gebiet der Kriegsführenden ausgearbeitet, aber nach einer 
Rückweisuni^T seitens des Plenums an die Kommission von 
letzterer zum gr5ssten Teil fallen gelassen. Immerhin sind 
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die wenigen beibehaltenen Artikel mit der auf einen franzö- 
sischen V^orsrhhiij /iiHicktjehenden Konvention über die terri- 
tonalu Nciitralit.'it ini I .ündkriCL^;'.' nebsteinigen Bestimmungen 
des Landkriegsreglements von 1899 zu einer Konvention betr. 
die Rechte und Pflichten der neutralen Staaten und Personen 
im Landkriege verschmolzen worden, so dass das Prinzip der 
extraterritorialen Neutralität im Landkrieg als solches immer- 
hin Anerkennung gefunden hat, wenn auch vorderhand nur 
in sehr beschränktem Umfange. 

Sowohl für den Land- wie ffir den Seekrieg gilt die 
Bestimmung der Konvention Aber die Eröffnung der Feind- 
seligkeifen, wonach die Kriegführenden verpflichtet sind, nicht 
nur dem Gegner durch eine formelle Erklärung oder ein 
Ultimatum ihre Absicht der Kriegserfiffnung kund zu geben, 
sondern auch den neutralen Staaten den Beginn des Kriegs- 
zustandes zu notifizieren. Die Konvention sagt, dass für die 
Neutralen erst vom JVloment des Empfangs dieser Mitteilung 
an die Neutralitatspflichten rechtswiiksam werden« Das gilt 
jedoch nur beschränkt: der Neutrale kann sich nicht auf die 
Unteriassung der Notifikation berufen, wenn ein wegen Ver- 
letzung von Neutralitatspflichten sich beschwerender Krieg- 
führender nachweisen kann, dass der Neutrale sonstwie 
Kenntnis von dem Kriegsausbruch gehabt. Anderseits ver- 
pflichtet die Notifikation den Neutralen nur, so rasch als 
möglich die nötiger. Vürkt:lirun^L;cii zur BuobaL litung der 
Ncutralital zu ergreifen, was aber naturgeniäss mcht auf allen 
Punkten eines ausgedehnten Staatsgebiets gleichzeitig erfolgen 
kann. Die Bestimmung hat also lediglich die Wirkung, dass 
sie die Beweislast {regelt hinsichtlich der Frage, ob eine 
behauptete Neutralitätsverletzung dem Neutralen präsumptiv 
imputiert werden kann oder nicht 

*« 
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Nachdem im vorhergehenden Abschnitt die allgemeinen 
Begriffe des Neutralitatsrechts erOrtert worden sind, soll im 
folgenden noch eine Ueäersidtt über die einzelnen Bestün- 
mangen der von der //. Friedenskonferenz auf gestalten Neu^ 
traUUUsgnmdsOtze^ gegeben werden. Abgesehen von der 
Pariser Seerechtsdeklaration von 1856 und vereinselten, meist 
unverändert in die neuen Konventionen flbemommenen Be- 
stimmungen der Beschlösse der I. Friedenskonferenz, sowie 
von solchen der Genfer Konvention von 1906, ist das ganze 
Neutralitfllsrecht; soweit es in universeilen, nicht bloss parti- 
kularen Vertragen niedergelegt ist, eine Schöpfung der 
II. Friedenskonferenz. Von den 14 Verträgen .und den in 
der ScUttssakte ausgesprochenen Voeux (unverbindliche Postu- 
late) beziehen sich die folgenden auf die Neutralitat: 

a) Allgemeine Besämmnngen. 

Konvention betr. die Eröffnung der Feindseligkeiten: 
Notifikaüüii Ucs Kriegszustandes an die neutralen Staaten. 

b) Besondere Besämmangen für den Landkrieg. 

Konvention betr. die Rechte und Pflichten der neu- 
tralen Staaten und Personen im Laiidkriege. 

') Bei den Komilllssloiudlieratnng^il Aber das Landneutralitätsredit 

haben die beiden schwcizcrisrhcn Dclcj^crtcn an der II. Fricdt r' l;onferenz, 
Minister Carlin und Oberst Hon'!, in liervorr.iqendcr Weise mitgewirkt; 
insbesondere sei aui die zwei in den Akten der Konferenz abgedrucitten 
vorzüglichen Kooimlstloiulberlchte verwiesen* weldie Oberst Borel, als 
Berichterstatter der 2. Unterkommissinn der II. Kommission, Uber die .Droits 
et devoln des Etats neutres' und über die »penonnes neuties* verfasst hat 
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Terntürialc Neutralitdt: Kapitel I (Rechte und Pflichten 
der neutralen Staaten) und Kapitel II (bei den Neutralen 
internierte und verpflegte Angehörige der kriegführenden 
Armeen). 

Extraterntoriale Neutralität: Kapitel III (neutrale Per- 
sonen) und Kapitel IV (das neutrale Eisenbahnmaterial), 
ferner Art. 54 des Reglements betr. die Rejjeln und 
Gebräuche des Landkriegs (Schutz der Landungskabel von 
Unterseekabeln, welche neutrales Gebiet mit solchem der 
Kriegführenden verbinden. 

Endlich zwei .Voeux", das eine den friedlichen Ver- 
kehr zwischen den Bevölkerungen der neutralen und 
kri^;fflhrenden Staaten, das andere den Abschluss von 
Staatsvertrflgen Aber die Militärpflicht der Ausländer be- 
treffend. 

c) Besondere Bestimmungen für den Seekrieg. 

Territoiriale Neutralität: Konvention betr. die Rechte 
und Pflichten der neutralen Machte im Seekrieg, femer 
einzelne Bestimmungen der Konvention betr. Anpassung 
der Grundsätze der Genfer Konvention an die Verhältnisse 
des Seekrieges. 

Extraterritoriale Neutralität: Konvention betr. gewisse 
Beschränkungen des Prisenrechts im Seekriege, Kapitel I 
(Posti[orrespondenz), Kapitd II (Mannschaften weggenom- 
mener feindlicher Handelsschiffe). Insbesondere aber: Kon- 
vention betr. Errichtung eines internationalen Prisengerichts. 

Die Bestimmungen über die territoriale Neutralität im 
Landkrieg bestehen im wesentlichen aus zwei Reihen von 
Normen: einmal solchen, welche gewisse Massnahmen, bei 
denen es zweifelhaft sein kann, ob sie eine Benutzung des 
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neutralen Gebiets zu kriegerischen Zwecken bedemen, aus- 
drücklich und zwar sowohl deren Vornahme durch die Kriegs- 
parteien, als auch deren Duldunsr seitens des Neutralen ver- 
bieten. Die andere Gruppe von Rechtssätzen steht im engsten 
Zusammenhang mit der erstgenannten und besteht in der 
Hauptsache in Erlaubnissen zugunsten der Neutralen, die 
angesichts der ausdrücklichen Verbote der ersten Gruppe nicht 
selbstverständlich sind. 

Als allgemeines Prinzip der Neutralität ist vor allem die 
Unverletzlichkeit des neutralen Gebiets statuiert und damit 
|ede Einwirkung seitens der Kriegfahrenden ausgeschlossen. 
Das Korrelat der Unverletzlichkeit» die, wie oben ausgeführt, 
nicht nur ein Recht des Neutralen bedeutet, sondern eine 
entsprechende Pflicht involviert, ist die Bestimmung, dass 
die gewaltsame Zurückweisung eines neutralttätswidrigen 
Eingriffs eines KriegfQhrenden durch die bewaffnete Macht 
der Neutralen nicht ein feindlicher Akt- und somit kein 
casus belli ist. Das ist namentlich bei den dauernd neu- 
tralen Staaten wegen der auf ihre Neutralität und Unver- 
letzlichkeit bezüglichen Garantieabkommen von grosser Be- 
deutung. Der Neutrale, der mit seinen Tnippen sein Gebiet 
gegen jede Benutzung durch die Kriegführenden schfltzt, 
riskiert also nicht dadurch in einen Kncg verwickelt zu 
werden; ein solcher entsteht erst, wenn eine Kriegspartei 
offenbar die Neutralität nicht mehr respektieren will, oder 
wenn der verleUle Neutrale eine Neutralitätsverietzung mit 
einer Kriegserklärung beantwortet. An einem solchen Vor- 
gehen hindert ihn die erwähnte Besiuninunj^ natürlich nicht, 
auch nicht, wenn er ein sog. ewig neutraler Staat ist. Die 
UnveHetzlichkeit des neutralen Gebiets besteht aber nicht 
nur darin, dass es nicht zum Kricj^sschauplatz j^ewählt werden 
darf, auch die Durchfuhr von Truppen, von Miniitions- und 
Verpflegungskoionnen ist iHiiersn^t Dabei handelt es sich um 
Durcbhihren, die von den iüiegiührenden direkt geleitet und 
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als offizielle Massnahmen erkennbar sind. Ein anderer Artikel 
der Konvention besagt nämlich, dass keine Neutralitäts- 
vcrlctzung darin liege, dass ein Neutraler die seitens Privater 
zugunsten einer Kriegspartei erfolgende Ausfuiir oder Durch- 
fuhr von Waffen, Munition oder andern der Kriegführung 
dienenden oder ihr nützlichen Waren geschehen lässt. Auch 
im Seekrieg sind nach Herkommen die neutralen Staaten 
nicht gehalten, den Schiffen ihrer Flagge den Handel mit 
Kontrebande oder nach blockierten Plätzen zu verbieten. 
Die Konferenz ist noch einen Schritt weiter gegangen und 
hat den Wunsch ausgesprochen, dass die Zivil- und Militär- 
behörden der Kriegführenden es sich angelegen lassen sein 
sollen, die friedlichen, insbesondere kommerziellen Bezie- 
hungen zwischen den Bevölkerungen der kriegführenden und 
neutralen Staaten zu schützen. Demnach würde eine Land- 
blockade, durch welche der Verkehr aus einem neutralen in 
ein okkupiertes Gebiet unterbunden wflrde, als prinzipiell 
unzulässig zu betrachten, der Binnenhandel als gOnstiger 
gestellt sein als der SeehandeL Anderseits ist es jedoch 
selbstverständlich, dass die Kriegfahrenden nicht verpflichtet 
sind, die Zufuhr von der KriegfOhrung des Gegners dienenden 
Waren zu dulden, so wenig wie die Zufuhr von Kontrebande 
durch Schiffe geduldet werden rouss. Welche Repressivmittel 
ein KriegfQhrender gegen einen solchen Handel ergreifen kann, 
ist nicht bestunmt, jedenfalls hat er das zu seinem Schaden 
ins Kriegsgebiet verbrachte Eigentum nicht wie das dort 
normalerweise befindliche der einheimischen Bevölkerung zu 
respektieren bezw. nur gegen Entschädigung zu requirieren. 

Eine Art von militärischen Transporten Aber neutrales 
Gebiet ist schon durch das Landkriegsreglement von 1899 
gestattet worden, nämlich Transporte von Kranken und Ver- 
wundeten. Bei solchen Transporten ist die Mitnahme von 
Waffen, Munition usw. verboten und mitgeführte Kriegsge- 
fangene sind vom Neutralen zu internieren. 
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Eine weitere, ausdrücklich untersagte Form allfälliger 
Beanspruchung neutralen Gebiets besteht in der Einrichtung 
oder Benutzung einer funkentelegraphischen oder ander- 
weitigen, der Kommunikation mit den Streitkräften dienenden 
Installation. Eine Ausnahme wird nur gemacht für solche 
Anlagen, die ein Kriegführender schon vor dem Kriege ein- 
gerichtet und dem öffentlichen Gebrauche freigegeben hat. 
Dagegen ist der Neutrale nicht verpflichtet, die auf seinem 
Gebiet befindhchen, in seinem oder in privatem Eigentum 
stehenden Telegraphen, Telephone, Funkentelegraphen usw. 
ganz oder teilweise für die Kriegführenden zu sperren. Die 
Neutralität beschränkt sich hier auf Beobachtung strikter 
Parität bei allen eventuell angeordneten Kontrollen und Be- 
schränkungen. 

Eine dritte explicite als unzulässig erklärte Form der 
Benutzung neutralen Gebiets läge in der Besammlung und 
Aufstellung von Abteilungen von Kombattanten, die bestimmt 
wären, einer der Kriegsparteien zuzuziehen. Ebenso ist die 
Eröffnung von Werbcbureaux verboten. Das erstere Verbot 
ist eigentlich selbstverständlich, weil einen Akt der Mobili- 
sation betreffend, das letztere allerdings entspricht nur dem 
modernen Neutralitätsrecht, wie es sich erst seit den letzten 
50 Jahren ausgebildet hat, Militärkapitulationen sind damit 
auch völkerrechtlich verpönt, sofern sie in Kriegszeiten nicht 
suspendiert werden. Während die Aufstellung ganzer Ab- 
teilungen absolut verboten ist, ist ausdrücklich bestimmt, dass 
die Neutralität eines Staates dadurch nicht berührt werde, 
dass einzelne Leute die Grenze überschreiten, um sich der 
einen Partei anzuschliessen. Auch der Uebertritt einer grossen 
Zahl, insbesondere solcher, die in die Heimat zu den Watten 
gerufen werden, ist zulässig, so lange darin nicht eine Bildung 
von Verbänden unter dem Schutz des neutralen Territoriums 
erblickt werden kann. 

Eine besondere Gruppe von Fragen des territorialen 
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Neutralitatsrechls bezieht sich auf die FflUe, in denen An- 
gehörige der kriegfQbrenden Armeen auf neutrales Gebiet 
gelangen* Jede Erzwingung des Uebertritte auf neutrales 
Gebiet würde einen flagranten NeutralifStsbruch darstellen, 
dagegen kann der Neutrale unter gewissen Verhältnissen und 
Bedingungen Angehörigen der kämpfenden Armeen sein Ge- 
biet erschliessen. Die Durchlassung von Kranken- und Ver- 
wundeten -Transporten ist schon erwfihnt worden und ist, 
ebenso wie die Intemierung grösserer Truppenteile, bereits 
im Landkriegsreglement von 1899 geregelt worden.- In ahn- 
licher Weise hat die Genfer Konvention von 1906 vorgesehen, 
dass die Kriegführenden untereinander vereinbaren können, 
Kranke und Verwundete mit Zustiinniung der Neutralen auf 
deren Gebiet zu evakuieren, wo diese bis zum Ende der 
Feindseligkeiten zu internieren sind. Neu sind die Bestim- 
mungen über die Kriegsgefangenen, soweit es sich nicht um 
solche handelt, die sich in Kranken- und Verwundeten-Trans- 
porten befinden. In letzterem Fall muss, wie schon oben 
erwähnt, der Neutrale, welcher den Durchzug gestattet, die 
mitgebrachten Kriegsgefangenen internieren, damit diese am 
Kriege nicht mehr teilnehmen können. Wenn aber eine Armee, 
wie es 1871 der Fall war, zu ihrer Rettung sich auf neutrales 
Gebiet flüchten muss, so werden die von ihr mitgebrachten 
Kriegsgefangenen frei. Diese verschiedene Behandlung recht- 
fertigt sich dadurch, dass im ersten Falle die den Transport 
leitende Partei im sichern Besitz der Gefangenen bis zur 
Betretung des neutralen Gebiets gewesen ist, während sie 
im letzteren nur noch eine pekäre Herrschaft über sie ausflbt 
und diese nicht durch die Unverletzlichkeit des neutralen 
Territoriums wieder befestigen darf. In gleicherweise er- 
langen die Freiheit Kriegsgefangene, die aus der Gefangen- 
schaft entwichen sind und als Flflchtlinge den neutralen 
Boden betreten. Der Neutrale kann solche Fiacbtlinge auf- 
nehmen oder zurflckweisen. Duldet er sie, so kann er ihnen 
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einen Aufenthaltsort anweisen und ihr Verweilen daselbst zur 
Bedingung der Duldung machen, sie nicht aber zwangsweise 
internieren. Das gilt übrigens in gleicher Weise von den 
freigewordenen Gefangenen einer internierten Armee. Diese 
Bestimmungen betreffend die Kriegsgefangenen sind für die 
neutralen Staaten sehr wertvoll, indem diese dadurch von 
einer sehr lästigen Intemierungspflicht, die der Bund 1870/1 
glaubte tragen zu müssen, befreit sind. 

Analog den Sätzen über die territoriale Neutralität im 
Landkriege sind die Normen aber die territoriale Neutralität 
im Seekriege, Es ist hier nicht beabsichtigt, die zahlreichen 
und komplizierten Vorschriften, die far die Schweiz kein Inter- 
esse haben, zu erOrtem. LedigUcb die wesendicben Parallelis- 
men und Unterschiede zwischen der L^d- und Seeneutralitflt 
sollen hervorgehoben werden. Eine absolute Unverietzllchkeit, 
wie sie für den Landkrieg gefordert wird, ist hier nicht wohl 
möglich. Es ist vielmehr Sache der neutralen Staaten zu 
entscheiden, ob sie ihre Kflstengewflsser den kriegfohrenden 
Flotten völlig verscbliessen wollen, soweit nicht nach Ge- 
wohnheitsrecht eine Pflicht zu vorQbergehender Aufnahme 
in Fallen von Seenot besteht Eine solche Abschliessung 
wird aber nie vermutet und kann auch keinem Staate zu- 
gemutet werden. Die Konvention setzt deshalb lediglich 
Minima fest für das, was der Neutrale verbieten muss und was 
der KnCi^iuhrcnde nicht tun darf. Der letztere hat — von 
Seenot abgesehen — keineswegs ein Recht auf irgendwelche 
Benutzung neutraler Hafen und Küstcngewdsser, sondern 
lediglich den Anspruch auf strikte Parität bei Aufstellung und 
Handhabung von Verboten und Erlaubnissen. Fbenso wie 
für die Landneutralität gilt auch hier der Grundsatz der Gegen- 
seitigkeit, d. h. die absoluten Verbote sind nicht nur von den 
Kriegführenden, sondern ebenso von dem Neutralen selbst 
zu befolgen. Allerdings ist gesagt, dass dieser nur nach 
Massgabe der ihm zur Verfügung stehenden Mittel die zur 
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Verhinderung von Neutralitfltsverletzungen nötige Aubicht 

ausüben müsse. Ein derartiger Vorbehalt ist in der Land- 
konvention nicht zu finden. 

Die Konvention kennt dm KattL^orien von Verboten: 
absolute, welche sie selbst aufstellt, uiul die eine gkiche 
Pflicht zur Unterlassung für die Kricgsparieien und zur Nicht- 
dulduncj für die Neutralen statuieren ; zweitens präsuniptive 
Verbote, weiche igelten, soweit die Gesetzj^ebung des Neu- 
tralen keine anderen Normen aufgestellt hat, und drittens 
autonome Verbote, welche die Neutr;ilen über die beiden er- 
wähnten Arten von Verboten hinaus oder an Stelle der prä- 
sumptiven aufgestellt haben. Wenn die Konvention, statt 
wie bei der Landneutralität von Unverletzlichkeit des neu- 
tralen Gebiets, nur davon spricht, dass die Kriegführenden 
die Hoheitsrechte der neutralen Mächte zu achten haben, 
so ist damit anerkannt, dass einerseits den Neutralen ein 
gewisser Spielraum hinsichtlich der Abschliessung ihrer Terri- 
torialgewässer eingeräumt ist, anderseits die Kriegführenden 
verpflichtet sind, die Neutralitat in dem vom Neutralen, sei 
es gemfiss Vertrag, sei es autonom bestimmten Umfang m 
respektieren. Alles, was der so normierten Neutralität wider- 
spricht, muss der Kriegführende schon von sich aus zu tun 
unterlassen. 

Zu den absoluten Verboten gehören folgende Vorschriften: 
einmal sind alle Feindseligkeiten in den Kfistengewflssem 
untersagt Die blosse, vom taktischen Standpunkte aus aber 
unter Umstanden tlberaus wichtige Durchfahrt stellt keine 
Neutralitfltsverletzuttg dar, ja, ein Neutraler kann sogar ge> 
statten, dass sich die Kriegführenden amtUcb konzessionierter 
neutraler Lootsen bedienen. Diese tiefgreifende Abweichung 
von den analogen Regeln des Landkriegs ist nöt^, einmal 
weil die Zulässigkeit eines beschränkten Aufenthalts der Schiffe 
der Kriegführenden in den neutralen Häfen anerkannt ist, und 
ferner, weil eine Einfahrt fremder Kriegssclnilc ni die Küslen- 
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gewässer viel weniger leicht kontrolliert werden kann, als 
das Uebertreten von Truppen auf Landgebiet. Müsste ein 
Neutraler alle Schiffe, die seine Gewässer durchfahren, in 
seine Häfen aufbringen und dort abrüsten lassen, so würde 
ihm unter Umständen eine geradezu unerfüllbare und ebenso 
gefährliche wie kostspiehge Pflicht aufgebürdet. Ueberdies 
ist zu beachten, dass die Küstengewässer nicht dem fest- 
ländischen Territorium gleichgestellt werden können, vielmehr 
in einem loserem Verhältnis zur Staatsgewalt des Küstenstaats 
stehen als das Landgebiet. 

Ein weiteres absolutes Verbot betrifft die Durchsuchung 
und Wegnahme von Schiffen und deren Ladung in den 
neutralen Küstengewässern sowie die Errichtung von Prisen- 
gerichten auf neutralem Gebiet oder auf Schiffen innerhalb 
der neutralen Gewässer. Das Prisennehmen gehört nicht 
zu den eigentlichen Feindseligkeiten, stellt aber doch einen 
Akt der Kriegsgewalt dar. Es ist klar, das die Neutralen 
nicht gestatten, dass das sie speziell schädigende Anhalte- 
und Durchsuchungsrecht in ihrem Hoheitsbereich ausgeübt 
werde. Wird doch eine Prise gemacht, so darf der Neu- 
trale, solange das Schiff noch im neutralen Wasser ist, sie 
gewaltsam befreien, andernfalls hat er den Anspruch auf Aus- 
lieferung der Prise seitens des nehmenden Staates. In beiden 
Fällen steht, auch wenn es sich um nicht- neutrale Prisen 
handelt, dem Neutralen elektiv die Anrufung des internatio- 
nalen Prisengerichts offen. Es ist dies der einzige Fall, in 
dem dieses Gericht berufen ist, Fragen der territorialen Neu- 
tralität zu beurteilen. Neben diesen gegen das Prisennehmen 
gerichteten Bestimmungen finden sich allerdings zwei, die 
eine Konzession an die Kriegführenden darstellen: erstens 
kann nämlich eine Prise wegen Seenot und ähnlichen Ver- 
hältnissen für so lange Aufnahme in einem neutralen Hafen 
erhalten, als die zur Zufluchtnahme zwingenden Verhältnisse 
bestehen, und zweitens können die Neutralen sogar gestatten, 
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dass Prisen in ihre Häfen verbracht und dort bis zum Urteil 
des Prisengerichts unter Sequester liegen. Diese Bestimmungen 
sollen namentlich den Zweck haben zu verhindern, dass eine 
Prise, weil sie nicht in einen Hafen des Nehmestaats auf- 
gebracht werden kann, deshalb versenkt werde, wenn der 
Nehmende sie nicht frei lassen will. 

Ein weiteres absolutes, den landkriegsrechtlichen Bestim- 
mungen analoges Verbot betrifft den Fall, dass ein Krieg- 
führender die neutralen Gewässer zu einem Stützpunkt für 
Seekriegsunternehmungen gegen seinen Gegner macht, ins- 
besondere daselbst funkentelegraphische Stationen und andere 
Einrichtungen zu Nachrichtenvermittlung anlegt. Lieber die 
Duldung der Benutzung bestehender unterseeischer Kabel- 
leitungen ist nichts gesagt, doch ist anzunehmen, dass dadurch 
die Neutralität nicht berührt wird, analog den oben erwähnten 
Vorschriften für die Landtelegraphen. 

Dem Verbot, die Aufstellung von Truppenverbänden auf 
neutralem Gebiet vorzunehmen bezw. zu dulden, entspricht 
es, wenn für den Seekrieg untersagt wird, dass eine neutrale 
Macht die Ausrüstung oder Bewaffnung von zum Kreuzen 
oder zur Teilnahme an den Feindseligkeiten bestimmten 
Schiffen bezw. deren Ausfahren aus den neutralen Wassern 
gestatte. Diese wie übrigens auch die unmittelbar vorher- 
genannte Vorschrift der Konvention von 1907 ist im wesent- 
lichen eine Wiederholung der sog. Regeln von Washington 
(1871), welche die materiellen, von dem Alabama-Schiedsgericht 
anzuwendenden Rechtssätze enthielten. A fortiori ist es für 
eine neutrale Macht unzulässig, direkt oder auch nur indirekt 
Schiffe, Munition oder sonstiges Kriegsmaterial einem Krieg- 
führenden abzugeben, z. B. im Bau begriffene, auf ausländi- 
schen Werften liegende Kriegsschiffe vor Ablieferung an eine 
andere Macht zu verkaufen bezw. das Auslaufen solcher 
Schiffe zuzulassen. Besteht demnach in Kriegszeiten ein Ver- 
bot des Exports von kriegsmässigen Schiffen, so ist anderseits 
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der Neutrale so wenig wie beim Binnenhandel verpflichtet, 
die Aus- und Durchfuhr von Waffen, Munition usw. durch 
Private zu verhindern. 

Wesentlich präsumtiven Charakters sind die detaillierten 
Bestimmungen über das Finlaufen, Verweilen, Kohlenfassen, 
Reparieren und Verprrn-iantiercn von Knc^ssctnffen in neu- 
tralen Häfen. Diese präsumtiv geltenden Regein haben die 
Tendenz, solche Beanspruchungen neutraler Häfen stark ein- 
ztischfinkeni aber die Vorbehalte zugunsten abweichender 
autonomer Rq^elung beeinträchtigen die Wirkung dieser Bt- 
Stimmungen ganz erheblich. Immerhin bedeutet es einen 
nicht zu unteischatzenden Fortschritt, dass in diesen heiklen 
und bestrittenen Fragen nun eine bestimmte Regel, entweder 
die autonome oder die sutMidilre des Vertrages, gilt, und 
die Autonomie der neutralen Staaten in weitem Umlange 
vertraglich anerkannt ist 

Wie im Landkriege, so kann es aucti im Seekriege vor- 
kommen, dass Teile der Streitkräfte einer Partei auf neutrales 
Gebiet gelangen. Der wichtigste Fall ist der, dass Kriegs- 
schiffe sich in neutrale Hafen flflcfaten. Kommen sie in grös- 
serer Zahl, als gestattet ist (präsumtiv drei), oder wollen sie 
Unger verweilen, als zulässig ist (präsumtiv 24 Stunden), so 
kann die neutrale Macht die Schiffe kriegsuntachtig machen 
und die Mannschaft und deren Offiziere im wesentlichen 
nach den Grundsätzen behandeln, die schon 1899, in Ueber- 
einslimmnng mit der schweizerischen Praxis von 187t, fOr 
die Intcmierung von Landstreitkräften im Landkriegsreglement 
festgesetzt worden sind. Wenn sich Angehörige der Marinen 
der Kriegführenden auf neutrales Gebiet flüchten, so ist dies 
ein Tatbestand, der nicht mehr nach den Regeln des See- 
rechts, sondern denjenigen des Landkriegsrechts zu beurteilen 
sind, wie wohl die Konventionen darüber nichts sagen. 

Ein anderer Fall ist derjenige, dass Lazarettschiffe Schiff- 
brüchige, Kranke und Verwundete auf neutralem Gebiet landen. 
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Wie zu Lande, so ist auch bei Abgabe solcher Peisonen 

seitens von Schiffen die Zustimmung der neutralen Behörden 
erforderlich. Die auf solche Weise auf neutrales Gebiet Eva- 
kuierten sind, entgegenstehende Abmachung der beiden Krieg- 
führenden mit dem Neutralen vorbehalten, bis zum Schlüsse 
des Kriecfes auf neutralem Gebiet zurückzuhalten. Dasselbe 
gilt von denjenigen Schiffbrüchigen, Verwundeten und Kran- 
ken, die an Bord eines neuh-alen Kriegschiftes aufgenommen 
worden sind. Diese Bestimmungen entspringen den gleichen 
Rücksichten wie die analogen Vorschriften der Genfer Kon- 
vention und die auf die Verwundeten-Transporte bezügliche 
Satzuncj der Konvention betrefiend die Neutralität im Land- 
krieg. Einerseits liegt es im Interesse der Kranken und Ver- 
wundeten, dass deren Evakuierung über oder auf neutrales 
Gebiet erfolgen darf, sei es zum Zweck der Verbringung 
an rur Verpflegung geeignetere Plätze, sei es um in den 
Lazarettschiffen und Lazaretten der Operationszone Raum 
fOr neue Aufnahmen zu schaffen; anderseits massen Vor- 
kehrungen getroffen werden, dass nicht aus diesen humani- 
tsren Rflcksichten wichtige Interessen der KnegfOhruns ver* 
letzt werden, denn die KriegfOhrenden werden nur dann die 
Benutzung neutralen Gebiets für die Zwecke der Kranken- 
fOrsorge zugestehen wollen, wenn die in dieser Weise au! 
neutrales Gebiet veibrachten und ihnen deshalb unerreich- 
baren oder durch den Uebertiitt aus der I&iegsgefangenschaft 
befreiten Peisonen nicht nachträglich wieder an den Openh 
tionen teilnehmen können. 



Was nun die extraimUoriaie NeutraUUU betrifft, so 
enthielt das von der L Friedenskonferenz 18d9 aufgestellte 

Reglement für den Landkrieg eine Bestimmung, welche sich 
auf die extraterritoriale Neutralität bezog. Es sollte darnach 
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das aus neutralen Staaten stammende Eisenbahnmaterial, 
sowohl staatliches wie privates, sobald wie mögUch in das 
Ursprungsland zurückgesandt werden. Diese Bestimmung ist 
im wesentlichen von der zweiten Konferenz beibehalten, aber 
erweitert worden und bildet den einzigen Artikel des IV. Ka- 
pitels der Konvention beh-effend die Rechte und Pflichten 
der neutralen Staaten und Personen im L.andkriege (1907). 
Die Bestimmung lautet jetzt dabin» dass das als neutral er- 
kennbare Eisenbahnmaterial, das steh auf den Gebieten der 
KriegfObrenden befindet, von letztem nur im Falle einer 
gebieteriscben Notwendi^elt zur Benützung requiriert werden 
darf und sobald als mÖgUcb zurOckgeschickt werden muss. 
Neu ist» dass den dadurch ihres Bahnmaterials vorübergehend 
beraubten Neutralen ein entsprechendes Notgebrauchs- und 
Detentionsrecbt an dem bei ihnen sich findenden Rollmatertal 
der Kriegführenden zusteht» und zwar im gleichen Umfang 
wie neutrales Material t>ei den Kriegführenden zurückgehalten 
bleibt Die Benutzung verpflichtet beiderseitig zur Entschft- 
digung. 

Eine solche Sonderstellung neutralen Eigentums, ins- 
besondere aber neutraler Personen in den Gebieten der Krieg- 

führtjndcn suchte dtr sclioii crwälintc Antrag der deutschen 
Delegation allgemein zu machen. Auf diese Weise wäre 
neben die für die ganze Bevölkerung des Kriepsgebiets als 
massgebend gedachten Vorschriften des Landkriegsregle- 
ments von 1899 ein besonderes System von Sonderrechts- 
satzen für die neutralen Personen und Sachen getreten, so 
dass die bisherigen Normen in der Hauptsache nur noch aut 
die Einheimischen anwendbar ^rebheben wären. Wie schon 
bemerkt, ist dieses Projekt im wesentlichen fallen gelassen 
worden, so dass jetzt, wie schon bisher, die Normen des 
Landkriegsreglements im allgemeinen in gleicher Weise für 
einheimische und neutrale Einwohner der Gebiete der Kheg- 
fobrenden gelten. 
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Der deutsche Antrag und der auf dessen Grundlage 
ausgearbeitete Koramissionsentwurf stellten zunächst fest, wer 
als neutrale Person zu betrachten sei. Neutral ist an sich 
jeder Angehörige eines neutralen Staates. Er verliert aber 
diesen Charakter, wenn er feindselige Handlungen g^gen 
einen der Kriegführenden begeht oder einen Bolchen be- 
gflnstigt. Wahrend die Entwürfe und mit ihnen übereinstim> 
mend die jetzige Konvention den Begriff der feindseligen 
Handhing nicht nflher bestimmen, umsctueiben sie denjenigen 
der Begünstigung wenigstens negativ, indem als nicht neu- 
tralitfitswidiig erkiflrt sind von Neutralen geleistete Dienste 
polizeilicher Art und Dienste in der Zivilverwaltung, sowie 
Lieferungen und Gewährung von Daileiben seitens Neutraler 
an die Kriegführenden. Die beiden letzteren Tatbestände 
involvieren jedoch eine Neutralitfltsverietzung, wenn der 
Lieferant oder Darleiher an die Gegenpartei desjenigen 
Staates liefert, in dessen Gebiet oder Okkupationszone er 
sich befindet Ebenso sind neutralitatswidrig Lieferungen aus 
dem eigenen oder okkupletten Gebiet einer Macht an deren 
Gegner, auch wenn der Lieferant daselbst nicht wohnt Der 
deutsche Antrag wollte die neutrale Stellung der neutralen 
Personen dadurch sichern, dass den Kriegführenden verboten 
werdeil sollte, neutrale Personen zu Kriegsdiensten (im wei- 
testen Sinne) zu zwingen, auch für den Fall, dass die Neu- 
tralen vor dem Kriege freiwillig in den Dienst eines der 
Kriegführenden eingetreten wären. Aber auch andere, nur 
mittelbar auf den Krieg bezügliche Dienste sollten von der 
neutralen Bevölkerung seitens der Kriegführenden nicht ge- 
fordert werden dürfen mit Ausnahme von Sanitäts- und 
sanitätspolizeilichen Dienstleistungen. Eine weitere Garantie 
für die Aufrechterhaltung der neutralen Eigenschaft sollte 
dadurch geschaffen werden, dass die neutralen Staaten ihren 
gesamten Angehörigen, auch den im Ausland weilenden, den 
Eintritt in den Dienst der Kriegführenden bei Strafe verbieten 
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sollten. Letztere Bestimmung ist sofort auf grossen Widerstand 
gestossen, dagegen hat das Kommissionsprojekt den Krieg- 
führenden immeriiin erhebliche Schranken auferlegt hinsicht- 
lich der Dienste, die sie von den neutralen Personen sollten 
fordern dürfen. Die auf diese Frage bezügliciien Artikel sind 
aber schliesslich sämtlich fallen gelassen worden. Das gleiche 
Schicksal — jedoch schon vor Schluss der Kommissional- 
beratung — wurde den Vorschriften zuteil, welche sich auf 
das Eigentum neutraler Personen im Gebiet der Kriegführen- 
den bezogen. Danach sollte, vorbehaltlich des Gegenrechts, 
den Neutralen für Beschlagnahme oder Wegnahme ihres 
Eigentums die gleiche Entechädigung gewährt werden, die 
der Kriegführende den eigenen Staatsangehörigen in den 
gleichen Verhältnissen gewähren würde. Weitere Bestim- 
niui^en sicherten die volle Entschädigung für Gebrauch 
oder Expropriierung von Immobilie und Mobilien durch 
den Kriegfahrenden, in dessen Gebiet sich die betreffenden 
Objekte befinden. Im Feindesland wflre bd Beanspruchung 
von Immobilien neutraler Bgentflmer Entschädigung nur bei 
Zusicherung des Gegenrechts durch den neutralen Staat zu 
gewahren gewesen; hinsichtlich der Mobilien wurden die 
allgemeinen Normen des Landkriegsreglements Aber Requi- 
sition als auch fQr die Neutralen geltend angenommen. Ausser 
der schon erwähnten Bestimmung über das Eisenbahn- 
material war eine ähnliche Norm für Requisition von Fahr- 
zeugen der Binnenschiffiahrt aufgestellt worden. 

Von diesem ganzen Vertragsprojekt ist, abgesehen von 
der Definition der neutralen Person und dem auf das Bahn- 
material bezüglichen Artikel, nichts übrig geblieben. 0 Die 



^ Mit den Becatiiiq«en in den Konventionen Aber Neuralltltsredht 
ist nicht In Veitrffldm^ gebracht worden die 1907 neu in d«s Landlvicss- 
r^lement aufgenommene Bestimmung wonach Landungskabel von Kabeln, 
die den Kriegschauplatz oder eine Okkupationszone mit neutralem Ge- 
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Opposition gegen die Sonderstellung der neutralen Personen 
machte in der Hauptsache folgende Momente geltend: ein- 
mal besteht in einer ganzen Reibe von europäischen und 
aussereuropftiscben Ländern eine Gesetzgebung, welche die 
niedergelassenen Ausländer zum Militflrdienst verpflichtet; 
sodann bilden in den Staaten der neuen Welt die nicht* 
naturalisierten Einwohner eine so grosse Quote der Bevöl« 
kerung, dass auf deren Mitwirkung zur Verteidigung des 
Landes nacht verziclitet werden kann; auch wünschen diese 
Leute grossenleils gar keine solche Befreiung. Da eine Ver- 
ständigung nicht erzielt werden konnte, beschrankte sich die 
Konferenz darauf, in einem »Voeu* die Mächte einzuladen, 
durch partikulare Verträge die Dienstpflicht von im Ausland 
niedergelassenen Staatsangehdrigen zu regieln. Femer wurde 
auch auf die Schwierigkeiten emer differentiellen Behandlung 
des Eigentums verschiedener Bevölkerungsklassen hingewie- 
sen und betont, dass es gar nicht gerechtfertigt sei, die 
ausländische Bevölkerung, die um ihres Vorteils willen sich 
ausserhalb ihres angestammten Vaterlandes niedergelassen 
habe, von den Risiken der Adoptivheimat zu befreien. Die 
schliesslich flbrig gebliebene und allein dastehende Defi- 
nition der neutralen Personen, der im ganzen System des 
extraterritorialen Neutralitätsrcchts eine wesentlich formelle 
BcdeutLirig zukommen sollte, entbehrt aber gleichwohl mclit 
eines materiellen Inhalts und ist keineswegs gegenstandslos, 
indem nämUch bestimmt ist, dass ein Angehöriger eines 
neutralen Staats, der durch feindselige Handlungen gegen 
eine Partei oder durch Begünstigung einer solchen seiner 
neutralen Eigenschaft verlustii^ cjeht, deshalb von den Krieg- 
führenden nicht strenger behandelt werden kann, als ein 



biet verbinden, nur im Imseisten NothU zcntM oder bcKtdasnaluBt 
werden dürfen (vorbehilfltch der RfldKgabe and Eatsdtldlgiuig bdm 
Friedensschiuss). 




Angehöriger des feindlichen Staats unter gleichen Umständen 
behandelt würde. Die Verletzung der Neutralitätspflichten 
durch Angehörige neutraler Staaten im Gebiet der Krieg* 
fahrenden kann von letzteren nicht wie bisher zu einem be< 
sondern Deliktstatbestand *) gemacht werden. Sotohe Per- 
sonen waren bisher tatsächlich rechtlos. Der Definition kommt 
weiter die Bedeutung zu, dass sie indirekt die Zulassigkeit 
der Auflegung von IGiegsanleihen in neutralen Staaten an- 
erkennt und aberdies durch ihr blosses Vorhandensein in der 
Konvention gewissermassen ein Poshilat fOr Ausbildung der 
extraterritorialen Neutralität darstellt 

Hinsicfatiich der exiraierritoiiaien /Neutralität im See- 
kriege enthalten die Konventionen der n. Friedenskonferenz 
nur wenige Bestimmungen materiellen Inhalts. Einmal süid, 
wie in der Genfer Konvention für den Landkriege so auch 
für den Seekrieg neutrale Ambulanzen, d. h. neutrale Lazarett- ' 
schiffe unter gewissen schützenden Vorbehalten zugelassen 
und von der Wegnahme befreit; ebenso können andere 
neutrale Fahrzeuge, die auf Aufforderung eines Kriegführenden 
Kranke und Verwundete aufnehmen, wegen dieses Umstandes 
nicht als Prise erklärt werden. Zum Schutz der neutralen 
Mannschaften und Offiziere, die sich auf weggenommenen 
feindlichen Kauffahrteischiffen befinden, ist bestimmt worden, 
dass sie nicht knegsgefangen gemacht werden dtlrfen, sondern 
frei zu lassen sind; Kapitän und Offiziere allerdings nur, 
wenn sie schriftlich das formelle Versprechen absieben, nicht 
mehr auf einem feindlichen Schiffe während des Krieges zu 
dienen. Ihre Namen werden dem Kriej^sc^e^ner notifiziert, 
der sie, auch wenn sie sich ihm anbieten, nicht weiter auf 
auf seinen Schiffen zulassen dart Diese Vergünstigungen 

^) Dagegen sind die neutralen Staalen verpflichtet, zur Aufrechterhält 
tung ihrer territorialen Neutralität StrafbestUmnuiigen «^otldtoi ttf neii- 
ttaUlltswIdrige Hindim^ien, die auf Uircra Ocbiet von Hnheliiiltdieii oder 
Fronden begangen werden konnten. 
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hören indessen auf. sobald die neutralen Personen an den 
Femdseli^^keiten teilnehmen. Die auf die Unverletzlichkeit 
der Postkomspondenz (nicht Pakelpost) bezüglichen Vor- 
schriften haben, obt^leich sie steh sowohl auf die neutrale 
'Ä'ie die feindliche Post und auf feindliche und neutrale Post- 
schiffe beziehen, insofern einen besonderen neutralitätsrecht» 
liehen Inhalt, als bestimmt ist, dass zwar die neutralen Post- 
scfaifie des Posttransportes wegen nicht vom Prisenrecht 
anseeaommen seien, aber ihre allfalli^e Durcbsadiung mit 
der grössfen Schonung und Schnelligkeit zu erfolgen habe, 
bo FaOe der Wegnahme eines neutralen oder feindlicbea, 
Post fohlenden Schiffes ist die Postkorrespondenz so rasch 
als möglich an den Bestimmungsoit wdterzuspedieren. 

Von ganz ansserordentUcber Bedeutung aber fOr die 
extratemforiale Neulratiiat im Seekrieg sind die formellredit- 
liehen, den Schutz der Rechte der neuttalen Staaten und 
Personen betreffenden Satzungen flt>er das internationale 
Prisengericht Schon heute ist es allgemeines Recht, dass 
eine Prise, d. h. von einem Kriegsschiff oder Kaper eines 
Kriegfohrenden weggenommenes, feindliches Privateigentum 
oder neutrales, fiskales oder privates Eigentum an Schiffen 
oder auf solchen verfrachteter Waren durch ein Prisengericht 
des Nebmeslaates zu adjudizieren ist Unmittelbar ertieul^ 
werden nur die Schiffe und Waren, die einem kfiegfOhrenden 
Staat als solchem gehören. Schon lange hat man erkannt, 
dass die nationale Prisen jurisdiktion, obwohl zum Teil hervor- 
ragend — rnan dt nke an das englische Ober Admiralitäts- 
gericht — keine ^jenügenden Garantien far dit: Ligentüiner 
der weggenoiiinitjnen Schiffe und Waren gewähre, denn es 
ist nur zu natürlich, dass diese Gerichte die oft sehr vagen 
Völkerrechtssätze unter dem Gesichtspunkt ihrer nationalen 
Interessen auslegen und die von den Offizieren der ein- 
heimischen Kriegsmarine getroffenen Verfllt^unirpn nicht leicht 
reprobieien. Auch bot das bisherige Gewohnheitsrecht den 
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neutralen Interessenten keinen Schutz gegen die Schädigungen 
eines langwierigen und kostspieligen Verfahrens. Wenn man 
berücksichtigt, wie zurückhaltend viele Staaten sich den inter- 
nationalen Schiedsgerichten gegenüber verhalten und mit 
welchen Klauseln die SchledsgerichtsvertH^ umgeben zu 
weiden pflegen, so war es im höchsten Grade flberraschend, 
dass zu Anfang der Konferenz zwei grosse Seemfichte von 
verschiedenen Interessen, Grossbiitanmen und Deutschland» 
die Einsetzung eines internationalen Prisengerichts vorschlugen. 
Beide Antrage hatten, trotz tie^;ehender Unterschiede, das 
Wesenttiche gemehi, dass diesem internationalen Gerichte in 
weitem Umfange eine bedingungslose Jurisdiktion eingeräumt 
werden sollte, hi denen in der Tat sehr wichtige Interessen 
der beteiligten Staaten im Spiele süid: Angelegenheiten von 
so weittragender iBedeutung und so heikler Art, wie sie sonst 
nirgends bedingungsloser internationaler Gerichtsbarkeit unter- 
worfen werden. Die Hauptunterschiede zwischen dem eng- 
lischen und dem deutschen Vorschlage bestanden darin, dass 
ersterer ein ständiges, nur von den grösseren Seemächten 
gebildetes Gericht mit Kompetenz ausschliesslich für Streitig- 
keiten der neutralen Staaten mit den Kriegführenden vorsah, 
während letzterer für jeden Kriegsfall ein besonderes Gericht 
ad hoc, im wesentlichen nach den Prinzipien der Schieds- 
gerichte, bilden und vor diesem Gericht auch neutrale Private, 
ja sogar feindliche zulassen wollte. Durch Vermittlung Frank- 
reichs kam dann ein gemeinschaftliches Kompromisprojekt 
zustande, dem sich auch die Vereinigten Staaten anschlössen. 

Die so zustande gekommene Konvention betreffend die 
Errichtung eines internationalen Prisengerichts gilt nicht nur 
für die Neutralen, wiewohl sie für diese am wichtigsten und 
am allgemeinsten anwendbar ist Es können nämlich auch 
Angehörige einer Kriegspartei gegen den andern Krieg- 
führenden das Gericht anrufen, wenn die Wegnahme feind- 
lichen Gutes im Widerspruch zu Staatsvertrflgen oder zum 



promulgierten Landesrecht des Nehtnestaats erfolgt ist Das 
internationale Prisent^cricht ist in der Hauptsache Appellations- 
instanz und als solche befugt, die vor sein Forum gebrachten 
Fälle sowohl in rechtlicher wie in tatsächlicher Beziehung 
und zwar von Amts wegen zu prüfen. Ausnahmsweise ist es 
erste und letzte Instanz, wenn die nationalen Prisengerichte, 
deren Jurisdiktion in nicht mehr als zwei Instanzen ausgeübt 
werden darf, binnen zwei Jahren kein definitives Urteil ge- 
fällt haben. Soweit die Neutralen in Betracht kommen» ist 
die Kompetenz des Prisengeticbts flberatt da gegeben, wo 
ein nationales Prisengeridit Aber das Eigentum eines neu- 
tralen Staates oder des Angehörigen eines solchen ent- 
schieden hat, und femer dann, wenn ein feindliches Schiff 
in neutralen Gewissem weggenommen worden ist und der 
verletzte neutrale Staat den Fall nicht zum Gegenstand einer 
diplomatischen Reklamation macht Klageberecfatigt ist stets 
der neutrale Staat und zwar ausschliesslich er, wenn es sich 
um Wegnahme einer feindlichen Prise in nentoalen Gewissera 
handelt Aber auch der neutrale Private, dessen Eigentum 
weggenommen worden, oder der emen durch nachträglich nicht 
sanktionierte Wegnahme erlittenen Schaden reklamiert, kann 
von den nationalen Prisengerichten an das internationale 
Gericht appellieren, immerhin unter der Bedingung, dass die 
neutrale Macht, welcher der Betreffende angehört, nicht selbst 
als Kläger auftreten will oder dem Privaten die Appellation 
verbietet. Der letztgenannte Vorbehalt ist deshalb begründet, 
weil der Private in internationalen Verhältnissen nur abge- 
leitete Rechte hat, und unter Umständen politische Rück- 
sichten auf die eigenen Seeinteressen oder auf die Krieg- 
führenden das Verbot der Appellation notwendig erscheinen 
lassen. Nach bisher geltendem Recht ist der vor den natio- 
nalen Prisengerichten unterliegende Neutrale ausschliesslich 
auf den Weg der diplomatischen Reklamation seines Heimats- 
staates verwiesen. Eine solche Reklamation vorzubringen ist 
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die neutrale Regierung nicht gegenüber jeder Macht geneigt, 
abgesehen davon, dass sie in der Regel Schritte nur tun 
wird, wenn sie von der Begründetheit der Beschwerde ihres 
Angehörigen überzeugt ist; aussergerichtlich kann sie aber 
nicht wohl sich ein selbständiges Urteil verschaffen. Die 
Reklamation des geschädigten Privaten wird deshalb häufig gar 
nicht von ihr berücksichtigt und, wenn sie auch auf dem diplo- 
matischen Weg weitergeleitet wird, von dem Nehmestaat nur 
in Ausnahmefällen akzeptiert werden. Das nunmehr gewährte 
selbständige, den neutralen Staat aus dem Spiele lassende 
und von diesem nur selten mit Veto belegte Klagerecht der 
Privaten ist deshalb von unschätzbarem Wert sowohl für diese 
als auch für die guten Beziehungen zwischen Neutralen und 
Kriegführenden. Aber nicht nur der Eigentümer der Prise ist 
klageberechtigt, sondern, sofern sie schon vor dem nationalen 
Prisengericht im Prozess interveniert sind, können an die 
internationale Instanz auch diejenigen appellieren, welche 
abgeleitete Rechte an der Prise haben, wie Pfandgläubiger, 
Versicherer usw. Die Rechte dieser Interessenten können 
nicht durch ein Klageverbot eines diesen Personen fremden 
Staates ausgeschlossen werden, dem der Eigentümer der 
weggenommenen Sache angehört. Ueberdies kann von meh- 
reren Interessenten jeder für seine Quote klagen. 

Das internationale Gericht kann entweder die Adjudi- 
kation des nationalen Gerichtes gutheissen oder sie, eventuell 
unter Zuerkennung von Schadenersatz, aufheben oder, wenn 
schon die nationale Instanz die Prise freigegeben, Entschädi- 
gung zuerkennen. Eine reformatio in pejus ist ausgeschlossen. 

Der Prozess ist stets ein Reklamationsprozess seitens 
der Neutralen; der Staat, der die Prise weggenommen, be- 
findet sich immer in der Rolle des Beklagten. Der Prozess 
wird auch durchgeführt, nicht im Kontumazialverfahren, son- 
dern im regulären Verfahren auf Grund des dem Gerichte 
vorliegenden oder von ihm erhobenen Beweismaterials, auch 
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wenn eine Partei nicht vertreten ist, und zwar auch, wenn 
der belangte Staat sich nicht vertreten lässL Dieser bleibt 
nichtsdestoweniger zu loyaler, sofortiger Vollstreckung des 
Urteils verpflichtet. 

Das von dem internationalen Gericht angewendete ma- 
terielle Recht ist in erster Linie das Vertragsrecht, welches 
zwischen dem beklagten Kriegführenden und dem neutralen 
Staat, der selbst oder dessen Angehöriger klagt, gilt Mangels 
vertraglicher Normen sind das Völkergewohnheitsrecht, nötigen- 
falls die allgemeinen Grundsätze des Rechts anwendbar, eine 
Bestimmung von so unübersehbarer Tragweite angesichts der 
Unsicherheit des Seerechts, dass die Ratifikation der Prisen- 
gerichtskonvention, namentlich durch England, jedenfalls nur 
um den Preis einer Kontrebande- und Blockadekonvention 
erkauft werden kann. 

Die Organisation des Gerichts ist beherrscht durch den 
Gedanken ein Tribunal zu schaffen, das von der Situation 
im einzelnen Kriege völlig unabhängig sein soll. Das Ge- 
richt ist ständig, insofern als die Richter auf eine sechsjährige 
Amtsdauer, je einer von jedem Staate, ernannt werden. Da 
aber das Gericht, um funktionsfähig sein zu können, nicht 
alle 44 vorgesehenen Richter gleichzeitig umfassen kann, 
sondern mit höchstens 15 Richtern besetzt ist, wurde nach 
langwierigen Debatten bestimmt, dass die Richter der acht 
Grossmächte stets im Gericht sitzen, die andern Staaten aber 
nur während Bruchteilen der Periode durch ihre Richter oder 
Ersatzmänner vertreten sein sollten. Diese Lösung verstimmte 
vielfach, da die meisten sich zurückgesetzt fühlten und den 
Grundsatz der Gleichheit aller Staaten anriefen. Aber an- 
gesichts der ungeheuren Vorteile dieser Institution und in 
Erwägung, dass die Jurisdiktion dieses Gerichts eine ganz 
gewaltige Einschränkung der Aktionsfähigkeit der grossen 
Kriegsmarinen bedeutet, ist die Voriage doch mit sehr starkem 
Mehr angenommen worden, während das Projekt betreffend 



ein ständijgjes Volkertribunal für andere internationale Streitig- 
keiten namentlich daran gescheitert ist, dass keine Formel 
gefunden werden konnte, welche das Prinzip der Gleichheit 
der Staaten und die Notwendis^^keit einer massigen Richter- 
zahl in Ueheremstimniung zu bringen vermochte. Während 
die Kriegführenden «^tcts bei den sie betreffenden Prozessen 
im Richterkoilegiuin zu sitzen berechtigt sind, auch wenn 
ihre Richter sonst nicht an der Reihe wären, haben die Neu- 
lialen einen derartigen Anspruch nicht, können sich aber, 
wie auch die Kriegführenden, beim Gericht durch einen 
hohem iWarineoffizier als Sachverständigen vertreten lassen. 

Das Verfahren, eng an dasjenige angelehnt, welches 
die Konvention zur friedlichen Regelung internationaler Strei- 
tigkehen für die Schiedsgerichte aufstellt hat» ist den all- 
gemeinen Grundsätzen des Zivilprozesses angepasst und 
dtiTCb das System des Offizialbetriebs beherrscht Fflr das 
Neutralitfltsrecbt haben diese Bestimmungen keine spezielle 
Bedeutung. 

* « 

Damit wSren die wesentlichen Regeln des modernen, 
auf den' StaatsvertcSgen von 1907 beruhenden universellen 
oder nahezu universellen Neutralitatsrechts erschöpft Noch 
harrt die extraterritoriale Neutralität des Landkriegs ihrer 
Ausgestaltung und im Seerecfat warten noch Jahrhunderte 
alte Streitfragen der Regelung. Und schon tauchen neue 
völkerrechtliche F^robleme, hervorgerufen durch d e Fort- 
schritte der Luftschiffahrt, auf, die fiir Jas Neutralitätsrecht 
von grösster Bcdculuiig sind. Die Grundfrage ist dabei die, 
ob das Luftmeer von dem Territorialprinzip des festen Lan- 
des oder von dem Grundsatz der Freiheit der hohen See 
beherrscht werden soll. Es lässt sich nicht behaupten, dass 
das eine oder das andere der beiden Systeme heute schon 
positiven Rechtem ist; das Problem ist ungelöst und seine 
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Lösung ist von einschneidendster Bedeutung gerade für einen 
Binnenstaat wie die Schweiz. Denn wird der Luftraum, in 
Analogie zum Meer, frei erklärt und der Temtonalherrschaft 
nur ein Saum in der Nähe der Erdoberfläche vorbehalten, 
so hört der Begriff des Binnenstaates, im absoluten Sinne, 
überhaupt auf. Im Krie^re würde die Freiheit der Luft we- 
sentliche Vorteile für die neutralen Staaten bringen, denn in 
der Luft ist die Aufrechterhaitun^y einer strikten Territorial- 
neutralität noch schwieriger als auf dem AUcre Allerdings 
erheben sich m Kriegszeiten bei der Schiffahrt im freien 
Luftmeer die gleichen Fragen wie im Seerecht, insbesondere 
diejenige der Kontrebande, aber die dadurch dem neutralen 
Verkehr entstehenden Hindemisse treten neben den Vorteilen 
der Freiheit völlig zurück. Welche Lösung aber schliesslich 
die Probleme des Luftrechts finden werden, SO werden durch 
die Fortschritte der Luftschiffahrt die Normen des Neutrali- 
tltsrechts noch mannigfachere Anwendung finden und noch 
grössere Bedeutung erlangen» und es ist sehr wohl mOglicfa» 
dass die Erschliessung des Luftreidis, durch ihre ausglei- 
chende Wirkung auf die Interessen, die Verkehrsmittel und 
Streitkräfte der Staaten, die Schafhing eines universellen 
extraterritorialen Veikehrsrechts fOr die Neutralen herbeiführen ^ 
wird. 
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